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Der ill. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat un­
ter Mitwirkung des Vorsitzenden Richters Dr. Krohn und 
der Richter Dr. Engelhardt, Dr. Werp, Dr. Rinne und der 
Richterin Dr. Deppert 
am 11. März 1993

beschlossen:

Der Antrag der Beklagten, ihre Beschwer 
durch das Urteil des 13. Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts Oldenburg vom 27. April 
1992 - 13 U 4/92 - auf mehr als 60.000 DM 
festzusetzen, wird abgelehnt.
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G r ü n d e

Das Oberlandesgericht hat ausgesprochen, der Wert der 
Beschwer (sowohl der Klägerin als auch der Beklagten) über­
steige 60.000 DM nicht.

Das Landgericht hat die Beklagte zur Zahlung von 
9.724 DM nebst Zinsen verurteilt (Urteil vom 25. November 
1991). Mit der (erfolglos gebliebenen) Berufung hat die Be­
klagte diese Verurteilung angegriffen und zugleich Wider­
klage auf Feststellung erhoben, daß sie nicht verpflichtet 
sei, an die Klägerin über die derzeit gezahlten Leibrenten­
beträge hinaus weitere Erhöhungsbeträge zu zahlen. Die Be­
schwer der Beklagten setzt sich daher zusammen aus dem Be­
trag der Verurteilung und dem Wert der negativen Feststel­
lungsklage .

Der Wert der Feststellungsklage wäre nach der Regel 
des § 9 1 .  Alternative ZPO auf den zwölfeinhalbfachen Jah­
reswert zu bemessen. Geht man von dem monatlichen Erhö­
hungsbetrag von 374 DM aus, den die Vorinstanzen im Rahmen 
der Zahlungsklage zuerkannt haben, so ergäbe sich eine Sum­
me von 56.100 DM (374 DM x 12 x 12,5). Im vorliegenden Fall 
hält der Senat aber eine Abweichung von § 9 ZPO im Hinblick 
auf das besonders hohe Alter der Klägerin für angebracht 
(vgl. BGH Urteil vom 13. April 1962 - V ZR 29/61 - LM ZPO 
§ 9 Nr. 15; auch BGHZ 19, 172, 176); denn die am 5. März 
1907 geborene Klägerin war bei Erhebung der Feststellungs­
widerklage in der Berufungsinstanz bereits 84 Jahre, bei 
Erlaß des Berufungsurteils bereits 85 Jahre alt. Im Hin-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

blick darauf ist der nach § 9 ZPO berechnete Wert jeden­
falls um ein Drittel herabzusetzen. Wenn man dem so ge­
wonnenen Betrag von 37.400 DM den Wert der Zahlungsklage 
(9.724 DM) und die Summe der auf den Zeitraum zwischen 
dem 30. April 1991 und dem 6. Februar 1992 (Einreichung 
der Feststellungswiderklage) entfallenden Erhöhungsbeträ­
ge (10 x 374 DM = 3.740 DM) hinzurechnet, so ergibt sich 
nur eine Beschwer von insgesamt (37.400 DM + 9.724 DM + 
3.740 DM =) 50.864 DM.

Krohn Engelhardt Werp
Rinne Deppert
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